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Zentrale Forderungen 

Aus Gründen des Infektionsschutzes während der Corona-Pandemie fanden in Deutschland 
umfangreiche Restriktionsmaßnahmen statt, u.a. Schulschließungen und Schließungen von 
Alten- und Pflegeheimen. Infolgedessen kam es zu deutlichen psychischen Belastungen bis 
hin zu psychischen Erkrankungen. Aus den Erkenntnissen ergeben sich die folgenden 
zentralen Forderungen an Politik und Gesellschaft. 
 
Kinder und Jugendliche haben für die Gesamtgesellschaft einen hohen Preis in der Corona-
Pandemie gezahlt. Viele von ihnen leiden bis heute unter den psychischen Folgen.  

Folgende Maßnahmen müssen ergriffen werden: 

1. Wir brauchen bessere Daten zur psychischen Gesundheit von Kindern und 
Jugendlichen, z.B. im Rahmen einer Mental Health Surveillance. 

2. Die Bedarfsplanung im Bereich Kinder und Jugendliche muss endlich angepasst 
werden. Kurzfristig wären Ermächtigungen möglich bzw. das Kostenerstattungs-
verfahren nach § 13 Absatz 3 SGB V. 
 

Heimbewohner*innen waren ebenfalls in hohem Ausmaß betroffen. 

In Zukunft muss darauf geachtet werden, eine gute Balance zwischen Infektionsschutz und 
dem Schutz der psychischen und physischen Gesundheit zu erreichen: 

1. Es sollten zukünftig auch Fachleute aus den Bereichen der Geriatrie und 
Psychotherapie, der Pflege und insbesondere auch die Betroffenen selbst und ihre 
Angehörigen hinzugezogen werden. 

2. Für psychisch erkrankte Heimbewohner*innen müssen psychotherapeutische 
Behandlungsangebote in Alten- und Pflegeheimen geschaffen werden.  
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Einführung 

Mit den Maßnahmen zum Schutz der Bevölkerung im Rahmen der COVID-19 Pandemie 
wurde in Deutschland insbesondere mit den Schließungen von Alten- und Pflegeheimen und 
von Schulen Neuland betreten. Insofern war es von besonderem Interesse für die 
Gesundheitsforschung im Bereich psychische Gesundheit bzw. Krankheit, inwieweit diese 
Maßnahmen Folgen für die betroffenen Menschen nach sich ziehen würden. 

Weltweit, aber auch in Deutschland, wurden zahlreiche Untersuchungen durchgeführt, um 
dieser Frage nachzugehen. Für den Bereich „Psychische Gesundheit bei Kindern und 
Jugendlichen“ gibt es sehr viele und qualitativ hochwertige Studien, im Bereich psychische 
Gesundheit von Hochbetagten, die in Alten- und Pflegeeinrichtungen lebten, weniger. 

Insgesamt war es von Interesse, die Auswirkungen der Pandemie auf die psychische 
Gesundheit dieser beiden als besonders vulnerabel eingeschätzten Gruppen zu untersuchen.  

Ich möchte hier aber vor allem auf die Auswirkungen der Schließungen eingehen. 

 

I. Hatten die Schulschließungen Einfluss auf die psychische Gesundheit von Kindern und 
Jugendlichen? 

Diese Frage lässt sich anhand der Studienlage bejahen. Mehrere Studien und Auswertungen 
deuten darauf hin, dass die Schulschließungen in Deutschland im Zuge der COVID-19-
Pandemie die psychische Gesundheit von Kindern und Jugendlichen deutlich negativ 
beeinflusst haben. Dieser Zusammenhang wird in der wissenschaftlichen Literatur, in 
Metaanalysen und auch in deutschen Forschungsprojekten diskutiert. 
(https://www.rki.de/DE/Aktuelles/Publikationen/Journal-of-Health-
Monitoring/GBEDownloadsJ/JHealthMonit_2023_S1_Rapid_Review_Psy_Ges_Ki_Ju.pdf?__blob=publicationFile&v=2) 

Er zeigte sich aber auch anhand der Berichte aus den Kinder- und Jugendpsychiatrien sowie 
aus den Praxen der Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten. 

COPSY-Studie I und II 

Sehr eindrückliche Ergebnisse lieferten die COPSY-Studien (COVID-19 and Psychological 
Health) vom Universitätsklinikum Hamburg-Eppendorf unter der Leitung von Prof. Dr. 
Ulrike Ravens-Sieberer. Ziel war es, die Auswirkungen der COVID-19-Pandemie auf die 
psychische Gesundheit von Kindern und Jugendlichen in Deutschland zu untersuchen. Dabei 
wurden Eltern sowie Kinder und Jugendliche wiederholt befragt, um Veränderungen im 
Verlauf der Pandemie sichtbar zu machen. 

Die Ergebnisse der ersten COPSY-Studie (Frühjahr 2020) zeigten bereits kurz nach Beginn 
der Pandemie eine deutliche Verschlechterung der psychischen Gesundheit. Während vor der 
Pandemie etwa 15-20% der Kinder und Jugendlichen als psychisch auffällig galten, stieg 
dieser Anteil während der ersten Welle auf rund 30%. Viele junge Menschen berichteten von 
einer deutlich verringerten Lebensqualität. Sie fühlten sich durch Schulschließungen, 
Kontaktbeschränkungen und den Wegfall von Freizeitaktivitäten stark belastet. Besonders 
häufig traten Ängste, depressive Symptome sowie psychosomatische Beschwerden wie 
Kopf- und Bauchschmerzen auf. Auch das familiäre Zusammenleben war vielfach von mehr 
Stress und Konflikten geprägt. 
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Die zweite COPSY-Studie (Winter 2020/21) zeigte, dass sich die Situation nicht wesentlich 
verbesserte, sondern sich teilweise sogar verfestigte. Der Anteil psychisch belasteter 
Kinder und Jugendlicher blieb auf einem hohen Niveau von etwa 30–31 %. Die 
Lebensqualität war weiterhin deutlich eingeschränkt. Vor allem anhaltende soziale 
Isolation, Unsicherheiten bezüglich Schule und Zukunft sowie eingeschränkte 
Freizeitmöglichkeiten wirkten belastend. Zudem nahm der Medienkonsum deutlich zu, 
während körperliche Aktivität häufig abnahm. 

Besonders stark betroffen waren Kinder und Jugendliche aus sozial benachteiligten 
Familien, mit beengten Wohnverhältnissen oder Eltern mit geringerem Bildungsniveau. 
Diese Faktoren wirkten als zusätzliche Risikofaktoren. Gleichzeitig zeigte sich aber auch, 
dass stabile familiäre Beziehungen, soziale Unterstützung und strukturierte Alltagsabläufe 
eine schützende Wirkung hatten. Einige Familien entwickelten im Verlauf der Pandemie 
Anpassungsstrategien und bewiesen Resilienz. 

 
Zusammenfassung der COPSY-Studie I Mai/Juni 2020 (erste Pandemiewelle): 

 
 Psychische Belastung deutlich erhöht 

o Vor der Pandemie: ca. 15-20 % psychisch auffällig 
o Während der Pandemie: ca. 30 % 

 Verminderte Lebensqualität 
o Zwei Drittel fühlten sich stark belastet. 

 Zunahme von: 
o Ängsten 
o Depressiven Symptomen 
o Psychosomatischen Beschwerden (z. B. Kopf- und Bauchschmerzen) 

 Risikogruppen besonders betroffen: 
o Kinder aus sozial benachteiligten Familien 
o Beengte Wohnverhältnisse 
o Eltern mit geringem Bildungsgrad 

 Familienklima belasteter 
o Mehr Streit, mehr Stress 

Zusammenfassung der COPSY-Studie II, Winter 2020/21 (zweite Pandemiewelle, Lockdown): 

 Belastung bleibt hoch bzw. steigt weiter 
o Psychisch auffällig: etwa 31 % 

 Lebensqualität weiterhin vermindert 
 Angst- und Depressionssymptome weiter erhöht 
 Zunahme von Medienkonsum 
 Weniger körperliche Aktivität 
 Soziale Isolation als Hauptbelastungsfaktor 

Positiv: 

 Ein Teil der Familien zeigte Anpassungsfähigkeit und Resilienz 
 Stabile familiäre Beziehungen wirkten als Schutzfaktor 

In einer anderen quasi-experimentellen Studie in Deutschland zeigte sich auch, dass 
längere Schulschließungen mit einer stärkeren Verschlechterung der gesundheitsbezogenen 
Lebensqualität bei Jugendlichen einhergingen, einschließlich Anzeichen psychischer 
Probleme wie Stress und emotionaler Belastung.   
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Diese Studie war vor allem deshalb interessant, weil es in den einzelnen Bundesländern zu 
unterschiedlich langen Schulschließungen gekommen war. Im Vergleich zeigte sich das die 
Dauer der Schulschließung einen Einfluss auf die psychische Belastung hatte. (Felfe et al. 2023 
Sci Adv Aug 18;9(33), eadh4030. doi: 10.1126/sciadv.adh4030) 

Zusammenfassend verdeutlichen die COPSY-Studien, dass die COVID-19-Pandemie 
erhebliche und anhaltende Auswirkungen auf die psychische Gesundheit von Kindern und 
Jugendlichen hatte. Die Autor*innen forderten anhand der Ergebnisse die Bedeutung 
frühzeitiger Unterstützungsangebote, insbesondere für sozial benachteiligte Gruppen, 
sowie die Notwendigkeit, psychische Gesundheit bei politischen Maßnahmen stärker zu 
berücksichtigen. 

 

II. Ist die psychische Gesundheit von Kindern und Jugendlichen auch nach dem Ende der 
Corona-Pandemie weiterhin erhöht? 

Eine Antwort auf diese Frage gibt der DAK-Kinder- und Jugendreport 2025 (basierend auf 
Routinedaten von rund 800.000 DAK-Versicherten im Alter von 5 bis 17 Jahren). 
Kernthema des Kinder- und Jugendreports 2025 ist die psychische Gesundheit junger 
Menschen, insbesondere die Entwicklung von Diagnosen wie Angststörungen, 
Depressionen und Essstörungen. Aus Abrechnungsdaten der DAK Gesundheit geht hervor, 
dass die Prävalenz von Angststörungen bei Kindern und Jugendlichen zwischen 2019 und 
2024 deutlich angestiegen ist. Im Jahr 2024 erhielten etwa 22 von 1.000 Kindern und 
Jugendlichen im Alter von 5 bis 17 Jahren eine Diagnose für Angststörungen, was einem 
Anstieg von etwa 17 % im Vergleich zu 2019 entspricht.  

Besonders stark betroffen sind jugendliche Mädchen: Bei Mädchen im Alter von 15 bis 17 
Jahren verdoppelte oder vervielfachte sich die Rate psychischer Erkrankungen über den 
Zeitraum. 2024 hatten 30 von 1.000 Mädchen eine Angststörung, verglichen mit deutlich 
niedrigeren Werten vor einigen Jahren. Insgesamt lagen die Diagnoseraten für 
Angststörungen, Depressionen und Essstörungen bei Mädchen besonders hoch, wobei 
Komorbiditäten (z. B. Angststörung plus Depression) ebenfalls zunahmen.  

Zentrale Ergebnisse: 

 Psychische Erkrankungen wie Angststörungen, Depressionen und Essstörungen gehören zu 
den häufigsten diagnostizierten Störungen im Kindes- und Jugendalter.  

 Starker Anstieg bei Angststörungen, der sich über die Jahre 2019 bis 2024 deutlich zeigt. 
Während vor der Pandemie viel geringere Fallzahlen registriert wurden, sind 2024 
zunehmend mehr Jugendliche in Behandlung – insbesondere Mädchen im Alter von 15-17 
Jahren.  

 In einigen Regionen, etwa in Sachsen, stieg bei Mädchen die Rate der dokumentierten 
Angststörungen um rund 73% und die Zahl der chronischen Verläufe sogar um etwa 88%.  

Diese Entwicklungen unterstreichen, dass psychische Belastungen bei jungen Menschen - 
und hier vor allem bei Mädchen - nicht nur ein kurzfristiges Phänomen sind, sondern sich 
zu einem anhaltenden, systemischen Problem entwickelt haben. Als Ursachen werden 
sowohl die Nachwirkungen der COVID-19-Pandemie als auch sozialer Druck, 
Zukunftsängste und andere Stressoren wie Mediennutzung diskutiert.   
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Insgesamt unterstreicht der Report, dass psychische Gesundheit ein zentrales 
Gesundheitsproblem der jungen Generation in Deutschland ist und stärkere Präventions- 
und Unterstützungsangebote braucht – sowohl in Schulen, medizinischen Systemen als 
auch im sozialen Umfeld. Es wird ein dringender Handlungsbedarf festgestellt, denn es 
drohen für die betroffenen Kinder und Jugendlichen langfristige Konsequenzen für 
Bildung, soziale Teilhabe und spätere Lebensverläufe haben kann. (DAK Gesundheit Home)  

 

III. Versorgungssituation im Bereich ambulante Psychotherapie bei Kindern und 
Jugendlichen  

Wie sieht nun die Versorgungsrealität bei gestiegenen Behandlungsbedarfen infolge der 
Schulschließungen während der Corona-Pandemie aus? Studien zur psycho-
therapeutischen Versorgung von Kindern und Jugendlichen in Deutschland zeigen, dass 
es erhebliche Verzögerungen beim Zugang zu psychotherapeutischer Behandlung gibt. In 
der ambulanten Versorgung können viele Anfragen nicht zeitnah erfüllt werden, ein 
großer Teil der Behandlungsbedarfe bleibt gänzlich unerfüllt. 

Die wissenschaftlichen Daten und Versorgungsanalysen zeigen ein anhaltendes Problem 
mit sehr langen Wartezeiten auf einen Psychotherapieplatz für Kinder und Jugendliche in 
Deutschland: 

 Erstgespräche dauern oft mehrere Wochen bis Monate (6-10 Wochen oder mehr).  
 Wartezeiten auf den Beginn einer leitlinienbasierten Psychotherapie liegen häufig über 

6 Monaten, in vielen Fällen sogar noch länger.  
 Viele junge Menschen erhalten trotz Bedarf keine Therapie.  
 

Diese Beobachtungen zeigen, dass die Versorgungslücke in der psychosozialen 
Versorgung von Kindern und Jugendlichen nach wie vor groß ist und dass verbesserte 
Kapazitäten, neue Versorgungsmodelle und politische Maßnahmen notwendig wären, um 
zeitnahe Hilfe zu gewährleisten. 
 
(Rodney- Wolf, K. & Schmitz, J.: Scoping review: outpatient psychotherapeutic care for children and adolescents in 
Germany—status quo and challenges in assessment, Front. Public Health, 17 February 2025, Sec. Public Mental 
Health, Volume 13 - 2025 https://doi.org/10.3389/fpubh.2025.1480630)  

 

IV. Hatte die Schließung der Altenheime Einfluss auf die psychische Gesundheit der 
Heimbewohner*innen? 

Diese Frage lässt sich anhand der Forschungslage in wissenschaftlichen Untersuchungen 
und Übersichtsarbeiten bejahen. Die Studien zeigen, dass Besuchsbeschränkungen und 
die Schließung bzw. Isolations- bzw. Kontaktverbote in Alten- und Pflegeheimen 
während der COVID-19-Pandemie erhebliche Auswirkungen auf die psychische 
Gesundheit vieler älterer Menschen hatten. Daneben wurden auch Auswirkungen auf die 
körperliche Gesundheit beschrieben, die sich vor allem durch den Wegfall von 
Unterstützung in der Pflege der Heimbewohner*innen ergaben, z.B. Unterstützung bei 
Nahrungs- und Flüssigkeitsaufnahme oder Bewegung. So wurde in einigen Studien 
berichtet, dass es zu einer deutlichen Verschlechterung der Ernährungssituation und 
Gewichtsabnahmen gekommen war. (Danilovich MK, Norrick CR, Hill KC, Conroy DE. Nursing home 
Resident Weight loss during Coronavirus Disease 2019 restrictions. J Am Med Director Association. 
2020;21(11):1568–9. https://doi.org/10.1016/j.jamda.2020.08.032)   
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Psychische Folgen der Kontaktbeschränkungen 

In Bezug auf die psychische Gesundheit haben sich im Einzelnen die folgenden negativen 
Effekte bei Heimbewohner*innen gezeigt: 

a) Erhöhte Gefühle von Einsamkeit und Isolation 
Viele Studien berichten, dass Bewohner*innen durch den Wegfall persönlicher Besuche, 
reduzierte soziale Aktivitäten und den Verlust gewohnter Routinen verstärkt Einsamkeit, 
Angst und psychisches Unbehagen erlebten. Diese Erlebnisse wurden häufig direkt mit 
den Kontaktbeschränkungen verknüpft und gingen vielfach auch damit einher, dass die 
Bewohner*innen aufgrund dementieller Erkrankungen nicht verstehen konnten, warum 
sie keinen Besuch mehr erhielten.  

Erschwerend kam hinzu, dass die Routinen, wie z.B. gemeinsames Essen, Singen, 
Fernsehen nicht mehr möglich waren und Kontaktzeiten im Pflegezimmer reduziert 
wurden. 

(Heudorf U, Stalla K. (2021). Kontakteinschränkende Maßnahmen in Pflegeeinrichtungen im Rahmen der COVID-19 
Pandemie und ihre Auswirkungen auf die Bewohner – ein Plädoyer. Gesundheitswesen 2025, 
https://ursel.heudorf.org/wp-content/plugins/publications/build/files/383.pdf) 

 

b) Zunahme von depressiven Symptomen und Angst 
In mehreren Studien und Übersichtsarbeiten wurden erhöhte Depressions- und 
Angstsymptome bei Heimbewohner*innen während des Lockdowns beobachtet. Die 
erhöhten Depressionswerte zeigten sich sowohl im Vergleich zu den Vor-Corona-Werten 
als auch im Vergleich zu älteren Menschen, die nicht in Alten- und Pflegeheimen lebten. 
Phasen strengerer Kontaktbeschränkungen gingen einher mit höheren 
Depressionswerten. 

Die Forschung betont, dass der Mangel an sozialen Kontakten mit Angehörigen, 
Freund*innen und anderen Bewohner*innen ein wesentlicher Faktor für die 
psychischen Belastungen war. Das betrifft nicht nur Stimmung und Wohlbefinden, 
sondern auch Aspekte wie Selbstbestimmung und Lebensqualität. 

(Schneider et al. BMC Geriatrics (2023) 23:649 The impact of protective measures against COVID-19 on the 
wellbeing of residents in nursing homes and their relatives: a rapid Review. https://doi.org/10.1186/s12877-023-
04300-7) 

 

Zusammenfassung 

Die verfügbaren Studien deuten darauf hin, dass die psychischen Belastungen bei 
älteren Menschen in Alten- und Pflegeheimen durch Besuchsverbote und soziale 
Isolation während der Pandemie zugenommen haben, vor allem in Form von 
Einsamkeit, depressiven Gefühlen und Ängsten.  

Institutionelle Unterschiede und individuelle Faktoren scheinen dabei einen 
moderierenden Effekt zu haben.  
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V. Schlussfolgerungen und Forderungen 

a) Kinder und Jugendliche  

Kinder und Jugendliche haben für die Gesamtgesellschaft einen hohen Preis in der Corona-
Pandemie gezahlt. Viele von ihnen leiden bis heute unter den psychischen Folgen. Nun 
sind Politik und Gesellschaft gefordert, sich um die betroffenen Kinder zu kümmern und 
sie nicht allein zu lassen.  

Folgende Maßnahmen sind dringend erforderlich: 

1. Wir brauchen bessere Daten zur psychischen Gesundheit von Kindern und 
Jugendlichen. Regelmäßig durchgeführte Trend- und Kohortenstudien, zum Beispiel 
im Rahmen einer Mental Health Surveillance, mithilfe derer die psychische 
Kindergesundheit im Entwicklungsverlauf und darüber hinaus beobachtet werden 
kann. Psychische Erkrankungen von Kindern und Jugendlichen dürfen nicht länger als 
reines Privatproblem der betroffenen Familien betrachtet werden.  
 

2. Psychisch erkrankte Kinder haben ein Recht und einen gesetzlichen Anspruch auf eine 
zeitnahe leitliniengerechte Behandlung ihrer Erkrankung. Das ist – mit dem höchsten 
Empfehlungsgrad für alle psychischen Erkrankungen – die Psychotherapie. Das 
bestehende ambulante Versorgungsangebot reicht dazu nicht aus. Unbehandelt oder 
durch monatelange Wartezeiten führen psychische Erkrankungen zu 
Chronifizierungen und massiven Beeinträchtigungen im weiteren Lebensverlauf, die 
sich auch auf Bildungsabschlüsse und beruflichen Erfolg auswirken. 
 

3. Die Bedarfsplanung im Bereich Kinder- und Jugendlichen muss endlich angepasst 
werden. Kurzfristig wären Ermächtigungen möglich bzw. das Kostenerstattungs-
verfahren nach § 13 Absatz 3 SGB V. 
 

b) Heimbewohner*innen 

In Zukunft muss darauf geachtet werden, eine gute Balance sowohl unter rechtlichen als 
auch gesundheitlichen Aspekten zwischen Infektionsschutz und Schutz der psychischen 
und physischen Gesundheit, des Wohlbefindens und der Lebensqualität der Bewohner zu 
erreichen. Hierzu sollten zukünftig nicht nur Fachleute aus den Bereichen der Infektiologie 
einbezogen werden, sondern auch aus den Bereichen der Geriatrie und Psychotherapie, der 
Pflege und insbesondere auch die Betroffenen selbst und ihre Angehörigen.  

Für Heimbewohner*innen, deren psychische Gesundheit sich infolge der Corona-
Pandemie verschlechtert hat und die unter einer psychischen Störung leiden, müssen 
psychotherapeutische Behandlungsangebote in Alten- und Pflegeheimen geschaffen 
werden.  

 

Dr. Heike Winter 
Präsidentin der Psychotherapeutenkammer Hessen 
26.02.2026 


